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Prüfervermerk zur Vortragsakte KV-Nr. 2011 
Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er soll lediglich auf die Probleme hinweisen, die das Prüfungsamt veranlasst haben, die Aufgabe als 

Aktenvortrag auszugeben. 

A. Mandantenbegehren: Nach dem Begehren der Beklagten (B) ist zu überprüfen, ob diese sich mit Erfolg 
gegen die Klage der Klägerin (K) verteidigen kann.  
B. Materiell-rechtliches Gutachten:  

I . Zulässigkeit der Klage: Die Klage dürfte zulässig sein.  
1. Der Rechtsweg zur Arbeitsgerichtsbarkeit dürfte gemäß § 2 I Nr. 3 lit. a) ArbGG eröffnet sein, da es sich 
um eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit aus dem Arbeitsverhältnis zwischen K als Arbeitgeberin (AG) und B 
als Arbeitnehmerin (AN) handeln dürfte. Hierzu zählen insbes. auch Schadensersatzansprüche des AG gegen 
den AN wegen Verletzung von Arbeitspflichten oder Erstattung von Fehlbeträgen (vgl. GMP/Schlewing, ArbGG, 
9. Aufl. 2017, § 2 Rn. 60). 
2. Das ArbG Paderborn dürfte örtlich zuständig sein. Zwar wohnt B in Schlangen, sodass gemäß § 46 II 1 
ArbGG i.V.m. §§ 12, 13 ZPO nach dem allgemeinen Gerichtsstand das ArbG Detmold örtlich zuständig sein 
dürfte. Die örtliche Zuständigkeit des ArbG Paderborn dürfte sich jedoch aus § 48 Ia 1 ArbGG ergeben, da B 
ihre Arbeit gewöhnlich in der Tankstelle der K in Paderborn, mithin im Bezirk des ArbG Paderborn verrichtet.  
II. Begründetheit der Klage: Die Klage dürfte nach hiesiger Auffassung teilweise begründet sein.  
1. K dürfte gegen B einen Anspruch auf Zahlung von Schadensersatz i.H.v. 3.000 € gemäß §§ 280 I, 241 II, 

611a, 619a BGB haben.  
a) Zwischen K und B besteht ein Schuldverhältnis in Form eines Arbeitsverhältnisses gemäß § 611a I BGB. 
b) B dürfte eine arbeitsvertragliche Nebenpflicht aus § 241 II BGB verletzt haben. Der AN ist insoweit verpflich-
tet, einen seinem AG drohenden Schaden für dessen Rechtsgüter, einschließlich seines Vermögens, zu verhin-
dern (vgl. Palandt/Weidenkaff, BGB, 78. Aufl. 2019, § 611 Rn. 39 f.). Indem B entgegen der Betriebsanweisung 
die Codes von 150 Prepaid-Karten telefonisch herausgab, sodass K ein Vermögensschaden von 4.500,- € ent-
standen ist, dürfte sie ihre Pflichten verletzt haben. 
c) B dürfte die Pflichtverletzung auch zu vertreten haben. Gemäß § 619a BGB wird dies abweichend von § 280 
I 2 BGB nicht schon infolge der objektiven Pflichtverletzung vermutet, sondern ist positiv festzustellen. Die Dar-
legungs- und Beweislast liegt insoweit bei K. Unstreitig hat B die Codes telefonisch an den unbekannten Täter 
weitergegeben, in dem Glauben, es handele sich um einen Mitarbeiter der IT-Firma, welche die Tankstelle be-
treut. Da B jedoch aufgrund der Betriebsanweisung bekannt war, dass ihr Verhalten nicht erlaubt war, dürfte sie 
jedenfalls fahrlässig gehandelt haben. Die Prüflinge dürften auch bereits hier den Grad der Fahrlässigkeit prüfen können. 
d) K ist durch das Verhalten der B ein Schaden in Höhe von 4.500,- € entstanden.  
e) Fraglich ist, ob vorliegend eine Minderung der Ersatzpflicht der B in Betracht kommt. 
aa) Ein eigenes Mitverschulden der K bei der Schadensentstehung gemäß § 254 I BGB dürfte nicht ersichtlich 
sein. K hat B sogar in Form der Betriebsanweisung ausdrücklich vor ihrem Fehlverhalten gewarnt.  
bb) Fraglich ist, ob sich eine Haftungsbeschränkung aus den Grundsätzen des innerbetrieblichen Scha-

densausgleichs in entsprechender Anwendung des § 254 BGB ergibt. Danach hat ein AN bei betrieblich ver-
anlasstem Handeln vorsätzlich verursachte Schäden in vollem Umfang zu tragen, bei leichtester Fahrlässigkeit 
haftet er dagegen nicht. Bei normaler Fahrlässigkeit ist der Schaden in aller Regel zwischen AN und AG zu 
quoteln. Bei grober Fahrlässigkeit hat der AN grundsätzlich den gesamten Schaden zu tragen, wobei Haftungs-
erleichterungen, die von einer Abwägung im Einzelfall abhängig sind, nicht ausgeschlossen sind (vgl. BAG, NZA 
1994, 1083; Palandt/Weidenkaff, § 611 Rn. 157).  
(1) Die Tätigkeit der B dürfte betrieblich veranlasst gewesen sein. Eine betrieblich veranlasste Tätigkeit liegt 
vor, wenn bei objektiver Betrachtung aus der Sicht des AN im Betriebsinteresse zu handeln war, das Verhalten 
nicht untypisch war und keinen Exzess darstellte (vgl. Palandt/Weidenkaff, aaO). Anlass für die Handlung der B 
war, dass diese im Rahmen ihrer Tätigkeit als Kassiererin in der Tankstelle der K, einen Anruf erhalten hat, in 
dem sie zur Übermittlung der Codes der Prepaid-Karten der Tankstelle aufgefordert wurde. Diese Entgegen-
nahme von Anrufen und der Verkauf der Prepaid-Karten zählen zu den typischen Aufgaben von B und liegen 
grundsätzlich auch im Interesse der K. Der betriebliche Charakter des Handelns der B dürfte auch nicht etwa 
dadurch verloren gegangen sein, dass B entgegen einer ausdrücklichen Betriebsanweisung gehandelt hat. Denn 
der betriebliche Charakter geht nicht dadurch verloren, dass der Arbeitnehmer seine Verhaltenspflichten (grob) 
fahrlässig oder vorsätzlich verletzt (vgl. Palandt/Weidenkaff, aaO).  
(2) B dürfte jedenfalls grob fahrlässig gehandelt haben, indem sie entgegen der Betriebsanweisung die Codes 
von 150 Prepaid-Karten telefonisch herausgab. Grob fahrlässig handelt, wer die verkehrserforderliche Sorgfalt 
in besonders schwerem Maße verletzt und schon einfachste, ganz naheliegende Überlegungen nicht anstellt 
und das nicht beachtet, was im gegebenen Fall jedem einleuchten musste. Hierbei sind auch subjektive Um-
stände, insbesondere, ob die Gefahr erkennbar und der Erfolg vorhersehbar und vermeidbar war und ob der 
Schädigende nach seinen individuellen Fähigkeiten die objektiv gebotene Sorgfalt erkennen und erbringen 
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konnte, zu berücksichtigen (vgl. BAG, NZA 2003, 37; Palandt/Grüneberg, §§ 276 Rn. 14, 277 Rn. 5). Im vorlie-
genden Fall hat B telefonisch Codes von Prepaid-Karten weitergegeben, obgleich ihr dies – wie sie auch wusste 
– nicht erlaubt war. Zugunsten von B, die erst kurze Zeit bei K beschäftigt war, dürfte zwar sprechen, dass sie 
davon ausgegangen ist, dass die Anweisung für den Sonderfall, dass der IT-Dienstleister die Codes haben 
möchte, da eine Systemumstellung erfolgt, nicht gelte. Hinzu kommt, dass aufgrund des sog. „Call ID Spoofing“ 
die tatsächliche Nummer des IT-Dienstleisters angezeigt wurde, sodass B davon ausging, tatsächlich mit einem 
Mitarbeiter zu sprechen. Der Anruf war ihr zudem zuvor von einem weiteren Anrufer, der sich als Mitarbeiter des 
Telefondienstleisters E1 ausgab, angekündigt worden. Allerdings dürfte die Herausgabe von 150 Prepaid-Codes 
im Wert von 4.500 € aufgrund zweier Anrufe gegen 23:00 Uhr eine überaus schwere Pflichtverletzung darstellen. 
Gerade da B erst kurze Zeit dort arbeitete und das gesamte Vorgehen, trotz der angezeigten Rufnummer, jeder 
Person merkwürdig vorgekommen sein dürfte, wäre es naheliegend gewesen, sich zumindest durch einen Anruf 
bei der Geschäftsführerin der K (G) abzusichern. Es dürfte zudem bereits äußerst fragwürdig sein, dass es bei 
einer angeblichen Systemumstellung erforderlich ist, telefonisch Prepaid-Karten-Codes herauszugeben. Im Üb-
rigen dürfte man erwarten können, dass eine solche Maßnahme zuvor mit dem Tankstelleninhaber abgespro-
chen wird, sodass B hätte annehmen müssen, dass K sie zuvor hierüber informiert hätte. A.A. mit guter Begr. vertr. 

(3) Fraglich ist, ob trotz grober Fahrlässigkeit die Haftung der B ausnahmsweise zu beschränken und K am 
Schaden zu beteiligen ist. Der Umfang der Beteiligung des AN an den Schadensfolgen ist durch eine Abwägung 
der Gesamtumstände zu bestimmen, wobei insbesondere Schadensanlass und -folgen, Billigkeits- und Zumut-
barkeitsgesichtspunkte eine Rolle spielen (vgl. BAG, NZA 1994, 1083). Eine Gefahrgeneigtheit der Arbeit ist 
ebenso zu berücksichtigen wie die Höhe der Vergütung, die möglicherweise eine Risikoprämie enthält. Auch die 
persönlichen Verhältnisse des AN, wie das Lebensalter und die Familienverhältnisse, sowie die Umstände des 
Arbeitsverhältnisses, wie die Dauer der Betriebszugehörigkeit und sein bisheriges Verhalten, können zu berück-
sichtigen sein (BAG, NZA 2011, 345). Damit können grundsätzlich auch bei grober Fahrlässigkeit Haftungser-
leichterungen im Einzelfall in Betracht kommen. Erforderlich ist eine Abwägung, die der Tatrichter nach Feststel-
lung aller hierfür maßgebenden Umstände nach § 287 ZPO vornehmen muss (BAG, NZA 2007, 1230). Eine 
summenmäßige Haftungsbeschränkung bei grober Fahrlässigkeit, bspw. auf drei Monatsgehälter, dürfte jedoch 
mit dem BAG abzulehnen sein (vgl. BAG, NZA 1990, 97; DB 2013, 705; a.A. vertr., vgl. LAG München, Urt. v. 27.07.2011, 11 

Sa 319/11). Legt man diese Kriterien hier zugrunde und berücksichtigt insbes. dass der Schaden zehn Bruttomo-
natsgehältern der B entspricht, die zudem zwei kleinen Söhnen unterhaltsverpflichtet ist, dürfte es angemessen 
erscheinen, die Haftung der B in diesem Fall auf 2/3 des Schadens (= 3.000 €) zu beschränken, was 6 2/3 
Monatsgehältern der B entspricht. Hier dürfte jedes Ergebnis zwischen hälftiger Haftung (2.250 €) und voller Haftung (4.500 €) vertretbar 

sein.  
f) Der Durchsetzung des Anspruchs könnte die Ausschlussfrist gemäß § 8 des Arbeitsvertrages entgegenste-
hen. K hat ihre Ansprüche erst am 15.10.2019, also mehr als drei Monate nach dem Schadensfall, geltend ge-
macht. Der Zeitpunkt der Kenntniserlangung der K dürfte nach § 31 BGB analog der 01.07.2019 gewesen sein, 
als G von B über den Vorfall informiert wurde (vgl. zur Zurechnung des Wissens von Organen juristischer Perso-
nen MüKo-BGB/Schubert, 8. Aufl. 2018, § 166 Rn. 8). Die Wirksamkeit der Klausel nach §§ 305 ff. BGB ist nicht zu prüfen, da diese 

sich auch in anderen Verträgen der K findet, mithin von ihr gestellt wurde. Als Verwenderin der Klausel darf sie sich nicht auf die Unwirksamkeit berufen 

(vgl. Palandt/Grüneberg, § 306 Rn. 5, § 307 Rn. 11). Da B jedoch vorliegend nach hiesiger Auffassung grob fahrlässig gehan-
delt hat, dürfte der Anspruch von der Ausschlussfrist nicht erfasst werden. Prüflinge, die nur normale Fahrlässigkeit der B 

bejaht haben, dürften hier zu einem Eingreifen der Ausschlussfrist kommen, mit der Folge, dass der Anspruch der K nicht mehr durchsetzbar wäre. 

2. K dürfte kein Schadensersatzanspruch gemäß § 823 I BGB zustehen. Es dürfte vorliegend kein Rechtsgut iSd 
§ 823 I BGB verletzt sein, da K durch den Verlust des Guthabens auf den Prepaid-Karten ausschließlich ein 
Vermögensschaden entstanden sein dürfte.  
3. Ein Anspruch aus § 823 II BGB i.V.m. einem Schutzgesetz dürfte ebenfalls nicht in Betracht kommen, da die 
Verletzung eines Schutzgesetzes durch B nicht ersichtlich ist. Insbesondere kann der offensichtlich vorliegende 
Betrug (§ 263 StGB) der unbekannten Täter nicht B angelastet werden. Eine Strafbarkeit der B wegen Untreue 
(§ 266 StGB) dürfte jedenfalls am fehlenden Vorsatz der B scheitern. 
4. Der Zinsanspruch dürfte aus §§ 291, 288 I 2 BGB folgen und gemäß § 187 I BGB analog seit dem 07.11.2019 
bestehen, da B die Klage am 06.11.2019 zugestellt worden ist. 
C. Zweckmäßigkeitserwägungen 
Nach der hier vertretenen Lösung dürfte B im Rechtsstreit zumindest überwiegend unterliegen. Da jedoch einige 
Tatsachen rechtlich zugunsten der B gewürdigt werden können und der tatrichterliche Spielraum bei der Bestim-
mung des Haftungsumfangs groß ist, sollte der Anspruch nicht (teilweise) anerkannt werden, insbes. da bei An-
nahme normaler Fahrlässigkeit die Klage aufgrund der Versäumung der Ausschlussfrist abzuweisen wäre. Ge-
mäß § 12a I 1 ArbGG sind die außergerichtlichen Kosten in der ersten Instanz von den Parteien jeweils selbst zu 
tragen. Hierauf ist B gemäß § 12a I 2 ArbGG hinzuweisen.  


